
 

  
 

 

 
 
 
 
An meine 
Mandanten 

 
Nürtingen,   4. Oktober 2022  

 
Mandantenbrief Oktober 2022 

 
Sehr geehrte Mandanten, 
 
nachfolgend erhalten Sie meinen aktuellen Mandantenbrief. Auf folgende interessante Themen 
möchte ich insbesondere hinweisen: 
 
Allgemein 
 

· Inflationsausgleichsgesetz: Steuerliche Mehrbelastungen abfedern, Familien un-
terstützen  

 
Lohn- und Gehalt 
 

· Mini-, Midijob und Mindestlohn im Oktober 2022 
 
Umsatzsteuer 
 

· Gesetz zur temporären Senkung des Umsatzsteuersatzes auf Gaslieferungen über 
das Erdgasnetz 

 
 
Mit freundlichen Grüßen 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
Termine Steuern/Sozialversicherung Oktober/November 2022 
Steuerart Fälligkeit 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.10.20221 10.11.20222 
Umsatzsteuer 10.10.20223 10.11.20224 
Ende der Schonfrist obiger 
Steuerarten bei Zahlung 
durch: 

Überweisung5 13.10.2022  14.11.2022 

Scheck6 10.10.2022 10.11.2022 

Gewerbesteuer entfällt 15.11.2022 

Grundsteuer entfällt 15.11.2022 

Ende der Schonfrist obiger 
Steuerarten bei Zahlung 
durch: 

Überweisung5 entfällt 18.11.2022 
Scheck6 entfällt 15.11.2022 

Sozialversicherung7 27.10.2022 28.11.2022 
Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszu-

schlag sind zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an 
den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

 
1 Für den abgelaufenen Monat. 
2 Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
3 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
4 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern ohne Dauer-

fristverlängerung für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungs-

zeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag 
oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine 
Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des 
Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt 
als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

7 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säumnis-
zuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Abgabe-
termin für die Beitragsnachweise. Diese müssen der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fällig-
keit (d. h. am 26.09.2022/25.10.2022, jeweils 0 Uhr) vorliegen. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. 
zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 
zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit 
auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

 

 

 

 

 

 

 



 

Allgemein 

Inflationsausgleichsgesetz: Steuerliche Mehrbelastungen abfedern, Fa-
milien unterstützen  
Das Bundeskabinett hat am 14.09.2022 einen Gesetzentwurf für ein Inflationsaus-
gleichsgesetz zum Ausgleich inflationsbedingter Mehrbelastungen durch einen fairen 
Einkommensteuertarif sowie zur Anpassung weiterer steuerlicher Regelungen be-
schlossen.  
Das Gesetz beinhaltet insbesondere die folgenden Maßnahmen: 
· Die Aktualisierung des Einkommensteuertarifs für die Jahre 2023 und 2024 durch den Aus-

gleich der Effekte der kalten Progression im Verlauf des Einkommensteuertarifs und die An-
hebung des Grundfreibetrags entsprechend den voraussicht-lichen Ergebnissen des 14. Exis-
tenzminimumberichts und des 5. Steuerprogressionsberichts. Gleichermaßen wird der Unter-
haltshöchstbetrag angehoben, der an die Höhe des Grundfrei-betrags angelehnt ist. 

· Die Anhebung des Kinderfreibetrags für die Jahre 2023 und 2024 entsprechend dem voraus-
sicht-lichen Ergebnis des 14. Existenzminimumberichts, sowie die Anhebung des Kindergelds 
für das erste, zweite und dritte Kind auf einheitlich 237 Euro pro Monat zum 1. Januar 2023. 

· Die nachträgliche Anhebung des Kinderfrei-betrags und des Unterhaltshöchstbetrags für das 
Jahr 2022. 

Lohn- und Gehalt  

Mini-, Midijob und Mindestlohn im Oktober 2022 
Ab dem 01.10.2022 treten neue Regeln für Mini- und Midijobs in Kraft. Außerdem 
steigt der Mindestlohn.  
Minijob 
Zum 01.10.2022 steigt die Verdienstobergrenze für Minijobs von 450 Euro auf 520 
Euro. Ab dann gilt eine neue dynamische Geringfügigkeitsgrenze. 
Nach wie vor gilt: Die Jobs sind für Arbeitnehmer in der Regel steuer- und sozialver-
sicherungsfrei. 
Ausnahme: In der Rentenversicherung besteht Ver-sicherungspflicht (ohne Befreiung 
gehen 3,6 % des Lohns an die Rentenversicherung - damit wird ein geringer Ren-
tenanspruch erworben und ein Anspruch auf staatliche Zulagen für die Riester-
Altersvorsorge. Bei einem vollen 520 Euro-Job fallen 18,72 Euro an). Man kann sich 
allerdings von der Rentenversicherungspflicht befreien lassen.  
Für eine geringfügige Beschäftigung ist es jedoch unschädlich, wenn die Geringfü-
gigkeitsgrenze nur „gelegentlich und unvorhersehbar“ überschritten wird. Das bedeu-
tet, maximal zwei Monate im Jahr dürfen überschritten werden. Darüber hinaus darf 
der Verdienst in dem Kalendermonat der Überschreitung maximal das Doppelte der 
Geringfügigkeitsgrenze (1.040 Euro) betragen. 
Midijob 
Das neue Gesetz erhöht auch die Verdienstgrenze im Übergangsbereich. Für die 
Verdienstgrenze wird der Mindestlohn mit 130 multipliziert, durch drei geteilt und auf 
volle Beträge aufgerundet (§ 8 SGB IV, „Gesetz zur Erhöhung des Schutzes durch 
den gesetz-lichen Mindestlohn und zu Änderungen im Bereich der geringfügigen Be-
schäftigung“). Künftig liegt ein Midijob vor, wenn ein Arbeitnehmer regelmäßig im 
Monat über 520 Euro und maximal 1.600 Euro verdient.  



 
Alle Arbeitnehmer, die zur Änderung in einem Arbeitsverhältnis mit einem Lohn bis 
520 Euro im Monat sind, bleiben bis zum 31.12.2023 unter den alten Midijob-
Bedingungen versicherungspflichtig in der Kranken-, Pflege- und Arbeitslosenversi-
cherung. 
Mindestlohn 
Der gesetzliche Mindestlohn steigt um 14,8 % von 10,45 Euro auf 12 Euro! Hierauf 
haben (fast) alle Arbeitnehmer Anspruch - auch Minijobber und jobbende Rentner. 
Keinen Anspruch haben z. B. Auszubildende. 

Kurzarbeitergeld: Erleichterter Zugang verlängert 
Das Kabinett hat den erleichterten Zugang zum Kurzarbeitergeld verlängert. Die ak-
tuell bestehenden Zugangserleichterungen für das Kurzarbeitergeld werden um drei 
Monate verlängert. Sie gelten nun über den 30.09. hinaus bis Ende 2022. Das hat 
das Kabinett am 14.09.2022 beschlossen. 

 Schenkungssteuer 

Bedeutung der erweiterten unbeschränkten Erbschaft-
/Schenkungsteuerpflicht 
Von einer erweiterten unbeschränkten Erbschaft-/ 
Schenkungsteuerpflicht spricht der Gesetzgeber dann, wenn deutsche Staatsange-
hörige ihren Wohnsitz aus Deutschland in das Ausland verlegen oder als „Welten-
bummler“ keinen anderen Wohnsitz begründen und seitdem noch keine fünf Jahre 
vergangen sind (bei Wegzug in die USA sogar zehn Jahre!). Das gilt auch dann, 
wenn die Person daneben noch eine andere Staatsangehörigkeit hat. Auch bei einer 
durch Schenkung oder Erbfall bedachten Person gibt es die erweiterte unbeschränk-
te Steuerpflicht. Damit führt diese Art der Steuerpflicht bei den betroffenen Personen 
zur Besteuerung wie bei Inländern.  
Neben der deutschen Steuer auf eine Erbschaft/Schenkung wird in der Regel auch 
eine Steuer im Wohnsitzstaat des Erblassers/Schenkers bzw. der Erwerber anfallen. 
Soweit bei einem Erwerber nicht ein Doppelbesteuerungsabkommen zur Minderung 
der Erbschaft-/Schenkungsteuer zur Anwendung kommt - trifft nur für Dänemark, 
Frankreich, Griechenland, Schweiz und die USA zu -, kann nur die auf das Aus-
landsvermögen anfallende Steuer gem. § 21 Abs. 1 ErbStG anteilig angerechnet 
werden. Diese Anrechnung bezieht sich aber nur auf das Auslandsvermögen i. S. 
von § 121 BewG. 
Die erweiterte unbeschränkte Steuerpflicht kann dadurch vermieden werden, dass 
der Schenker/Erblasser die deutsche Staatsangehörigkeit vor dem steuerpflichtigen 
Ereignis (Schenkung oder Erbanfall) aufgibt. Das hat aber selbstverständlich über 
den Steuerfall hinausgehende Auswirkungen. 

Umsatzsteuer 

Gesetz zur temporären Senkung des Umsatzsteuersatzes auf Gasliefe-
rungen über das Erdgasnetz 
Zur Abfederung der Belastung der Bürger durch die gestiegenen Gaspreise sieht der 
Gesetzentwurf vor, den Umsatzsteuersatz auf die Lieferung von Gas über das Erd-
gasnetz vom 01.10.2022 bis 31.03.2024 auf 7 % zu senken. Diese Maßnahme ist 
Teil des dritten Entlastungspaketes. Die Bundesregierung erwartet, dass die steuer-
pflichtigen Unternehmen diese Senkung 1:1 an die Bürger weitergeben. 


